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Mündlidie Anfragen 

gemäß § 1 1 1 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

49. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwochr dem 22. Juni 1966 

50. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 23. Juni 1966 

51. Sitzung des Deutschen Bundestages 

am Freitag, dem 24. Juni 1966 


I. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 

I. 1. Abgeordneter Treffen die Pressemitteilungen zu, daß das 
Zerbe Bundeskabinett Mitte Mai 1966 Richtlinien für 

kommunale Kontakte zwischen Instanzen der 
Bundesrepublik und der SBZ beschlossen hat? 


I. 2. Abgeordneter Handelt es sich bei den in Frage I/l er- 
Zerbe wähnten Bestimmungen um jene Richtlinien 

für die kommunalen Behördenleiter an der 
Zonengrenze, die der Bundesminister für ge- 
samtdeutsche Fragen erstmalig am 18. April 
1964 und danach wiederholt als nahe bevor- 
stehend angekündigt hat, ohne daß sie bisher 
herausgegeben worden sind? 


11. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


IL 1. Abgeordneter 

Dr. Lohmar 


Wann gedenkt die Bundesregierung, den neu- 
en Leiter der Kulturabteilung des Auswärti- 
gen Amts zu ernennen? 


IL 2. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung das in der 
Brück (Holz) Fragestunde vom 16. Februar 1966 angekün- 

digte Ratifikationsgesetz zu der europäischen 
Konvention über die Wehrpflicht von Doppel- 
staatsangehörigen dem Bundestag vorlegen? 


III. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


III. 1. Abgeordneter 
Fritz 

(Wiesbaden) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Bun- 
destag eine Novelle zum Gesetz über die Ent- 
schädigung von Zeugen und Sachverständigen 
vom 26. Juli 1957 vorzulegen, um die Gebüh- 
rensätze für gerichtliche Sachverständige den 
heutigen Verhältnissen anzupassen? 
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in. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
Hirsch dem Urteil des Bundesgerichtshofs vom 

31. Januar 1966 (III ZR 118/64, Saarbrücken), 
veröffentlicht in der Neuen Juristischen Wo- 
chenschrift 1966 S. 1021 ff., unverzüglich einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, nach dem der Scha- 
densersatzanspruch des Artikels 5 Abs. 5 der 
Menschenrechtskonvention für diejenigen, 
welche entgegen Artikel 5 (Recht auf Freiheit 
und Sicherheit) der Konvention von Festnahme 
oder Haft betroffen worden sind, zu seiner 
Verwirklichung der Eingliederung in und der 
Ausgestaltung durch das nationale Recht der 
Konventionspartner bedürfe? 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


IV. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die All- . 

Faller gemeine Ortskrankenkasse für den Landkreis 

Lörrach vom deutsch-französischen For- 
schungsinstitut in St. Louis/Oberelsaß seit 
rund zwei Jahren keinen Ersatz für die Lei- 
stungen erhalten hat, die die Kasse für die 
deutschen Bediensteten des Instituts erbrach- 
te? 


IV. 2. Abgeordneter 

Faller 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf 
Grund des in Frage IV/1 geschilderten Tat- 
bestandes die Allgemeine Ortskrankenkasse 
Lörrach keine Krankenscheine mehr für die 
deutschen Bediensteten des Forschungsinsti- 
tuts ausgibt? 


FragesteUer hat sich mit 
schTiftlicheT Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


IV. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ihren Einfluß 
Faller geltend zu machen, daß die in Frage IV/2 

aufgezeigten unerfreulichen Differenzen im 
Interesse der deutschen Bediensteten beschleu- 
nigt beigelegt werden? 


IV. 4. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Offenbach) 


Welche Ergebnisse liegen der Bundesregie- 
rung von den bisherigen Untersuchungen über 
das Auftreten der chronischen Emphysem- 
Bronchitis bei älteren Arbeitnehmern, insbe- 
sondere bei Bergleuten, im Hinblick auf mög- 
liche Zusammenhänge mit der beruflichen Tä- 
tigkeit der Untersuchten vor? 


IV. 5. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dem Vorschlag des 
Dr. Schmidt Sachverständigenausschusses beim Bundesar- 

(Offenbach) beitsministerium folgen und die „chronische 

Emphysem-Bronchitis bei gleichzeitigem Nach- 
weis röntgenologisch erkennbarer Staubver- 
änderungen" in die angekündigte Siebente 
Berufskrankheitenverordnung aufnehmen? 
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V. Geschäftsbereich des Bundesministers für 

Wohnungswesen und Städtebau 

V. 1. Abgeordneter Ist dem Bundeswohnungsbauminister bekannt, 
Baier daß die für die Bearbeitung von Wohngeld 

zuständigen Verwaltungsbehörden dann vor 
komplizierten Verwaltungsaufgaben stehen, 
die die im Wohngeldgesetz in der Fassung 
vom 1. April 1965 gebrachten Vereinfachun- 
gen zunichte machen, wenn es sich bei den 
Antragstellern um Bundeswehrangehörige 
handelt, weil dann zwei verschiedene Ämter, 
nämlich die für die Gewährung des Wohn- 
geldes nach dem Wohngeldgesetz zuständige 
untere Verwaltungsbehörde und das Wehr- 
bereichsgebührnisamt, sich mit jedem Einzel- 
fall häufig mehrmals zu befassen haben und 
eine umfangreiche Korrespondenz miteinander 
führen müssen? 

V. 2. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung die in 
Baier Frage V/l aufgezeigte unzumutbare Bela- 

stung der unteren Verwaltungsbehörden in 
diesen Fällen zu beseitigen? 

VI. Geschäftsbereich des Bundesministers für 

Familie und Jugend 

VI. l. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Wit- 
Dr. Stecker wen, die Witwenrente beziehen und deren 

Kinder Waisenrente erhalten, vielfach nicht 
wissen, daß sie trotzdem Anspruch auf Kinder- 
geld haben? 

VI. 2. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung einen Weg, für 

Dr. Stecker Aufklärung über den in Frage VI/1 aufgezeig- 

ten Sachverhalt zu sorgen, etwa durch ent- 
sprechende Hinweise in den Rentenbeschei- 
den, um dadurch zu verhindern, daß ausge- 
rechnet sehr bedürftige Familien durch die 
Ausschlußfrist des § 9 Abs. 2 des Bundeskin- 
dergeldgesetzes erhebliche Verluste erleiden? 


VIL Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

VII. 1. Abgeordneter Troffen Rundfunk- und Zeitungsmeldungen zu, 
Draeger wonach der Befehlshaber eines Bundeswehr- 

korps die Anwendung des Gesetzes über die 
Anwendung unmittelbaren Zwanges und die 
Ausübung besonderer Befugnisse durch Sol- 
daten der Bundeswehr und zivile Wachper- 
sonen vom 12. August 1965 in seinem Befehls- 
bereich wegen Überforderung der Wachpo- 
sten verboten hat? 

VII. 2. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die gegen die prak- 
Draeger tische Durchführbarkeit des in Frage VII/1 

erwähnten Gesetzes vorgebrachten Bedenken? 
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VII. 3. 


VII. 4. 


VII. 5. 


VII. 6. 


VII. 7. 


VII. 8. 


VII. 9. 


V/720 


Deutscher Bundestag — • 5. Wahlperiode 


Abgeordneter 

Ott 


Abgeordneter 

Ott 


Abgeordneter 

Dr. Rau 


Abgeordneter 
Dr. Rau 


Abgeordneter 
Prinz von Bayern 


Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Abgeordneter 
Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, die 
Schwierigkeiten, die entstehen, weil die neu- 
erbaute Kinderklinik in Augsburg ganz außer- 
ordentlich unter dem Fluglärm zu leiden hat 
und daß dadurch erhebliche Schwierigkeiten 
in der Wiederherstellung der Gesundheit der 
in dieser Klinik untergebrachten Kinder be- 
stehen, dadurch zu beseitigen, daß sie den 
Fluglärm, den das Jabo-Geschwader 32 ent- 
wickelt, dadurch eindämmt, daß sie der Radar- 
anlage für den Anflug der Starfighter in Lager- 
Lechfeld eine größere Reichweite gibt und die 
Flugbereichskontrolle München den Anflug- 
bereich des Geschwaders vom Nordwesten 
der Stadt auf den Nordosten verlegt? 

Ist die Bundesregierung bereit, mit den US- 
Streitkräften in der in Frage VII/3 beschrie- 
benen Weise Verbindung aufzunehmen, damit 
auch diese für ihre Hubschrauber den Flug- 
lärm im Bereich der Kinderklinik der Stadt 
Augsburg auf ein Mindestmaß beschränken? 

Billigt es der Bundesverteidigungsminister, 
daß der Kommodore des in Leipheim statio- 
nierten Geschwaders der Bundeswehr ein Re- 
daktionsmitglied der Schwäbischen Donau- 
Zeitung vom Gelände des Fliegerhorstes ver- 
wiesen hat, weil er mit der Berichterstattung 
des Journalisten nicht einverstanden war? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß es sich in dem in Frage VII/5 geschilderten 
Fall um einen Verstoß gegen die Informations- 
freiheit handelt, zumal, da der „Platzverweis" 
während einer öffentlichen Veranstaltung er- 
folgt ist? 

Erfolgt eine Abstimmung zwischen den Ergän- 
zungskäufen an Fluggerät für die Flugbereit- 
schaft des Bundesverteidigungsministeriums 
und für die Lufthansa mit dem Ziel der ein- 
heitlichen Ausrüstung für eine strategische 
Flugzeugreserve? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von 
verschiedenen hohen sowjetisdien Offizieren 
und auch in einigen sowjetischen Presseer- 
zeugnissen aufgestellte Behauptung, daß die 
Sowjetunion über eine ausgereifte Antirake- 
ten-Rakete verfüge und sie in nahe bevor- 
stehender Zeit deren Serienproduktion auf- 
nehmen könne? 

Wie qualifiziert die Bundesregierung die aus 
Ostberlin gemeldete Absicht der Sowjetre- 
gierung, fünf ihrer Divisionen aus der sowje- 
tisch besetzten Zone Deutschlands abzuzie- 
hen und die hierdurch entstehende Schwä- 
chung der Feuerkraft ihrer Besetzungstrup- 
pen durch die zusätzliche Aufstellung von 
Raketen in der SBZ auszugleichen? 
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VII. 10. Abgeordneter Tritft es zu, daß der Minister von Hassel sein 

Dr. Hein Amt als Bundesverteidigungsminister miß- 

braucht hat, indem er von Bediensteten seines 
Ministeriums die CDU-Broschüre „Wer Miß- 
trauen sät .... das Liebeswerben der SPD 
urn die Bundeswehr'' ganz, zumindest aber 
zum größten Teil erarbeiten ließ? 

VII, 11. Abgeordneter Bei welcher Gelegenheit hat Minister von 

Herold Hassel dem Kyffhäuser-Verband und dem 

VdS, Schleswig-Holstein, schon vor Erscheinen 
der CDU-Broschüre „Wer Mißtrauen sät . . . . 
das Liebeswerben der SPD um die Bundes- 
wehr" eine besondere Förderungswürdigkeit 
zuerkannt? 

VII. 12. Abgeordneter fn welcher Form hat sich die in Frage VII/11 

Herold erwähnte Förderungswürdigkeit ausgewirkt? 

VII. 13. Abgeordneter Warum benutzt Minister von Hassel den VdS 

Eschmann und den Kyffhäuser-Verband, Schleswig-Hol- 

stein, um zweckdienliche Hinweise an die 
Truppe zu geben? 

VII. 14. Abgeordneter Warum benutzt Minister von Hassel den VdS 

Eschmann und den Kyffhäuser-Verband, Schleswig-Hol- 

stein, um Informationen besonderer Art aus 
der Truppe zu erhalten? 

VII. 15. Abgeordneter Trifft cs zu, daß die CDU-Bundesleitung vcr- 

Felder sucht hat, zur Finanzierung der CDU-Bro- 

schüre „Wer Mißtrauen sät .... das Liebes- 
werben der SPD um die Bundeswehr" Mittel 
aus dem Bundesverteidigungsministcrium zu 
erhalten? 

VIL 16. Abgeordneter Trifft es zu, daß auf Grund der „Panorama- 
Bals Sendung" vom 28. März 1966 dem „Panora- 

ma"-Redak:teur keine Dreherlaubnis mehr bei 
der Bundeswehr gegeben werden soll? 

VII. 17. Abgeordneter Trifft es zu, daß Presseoffiziere der Bundes- 
Bals wehr angewiesen worden sein sollen, Redak- 

teuren der „Panorama"-Redaktion keinerlei 
Hilfe mehr bei Bundeswehrfilmen zu geben? 

VIL 18. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß Presseoffiziere der „Pa- 
Bals norama"-Redaktion keine Auskünfte mehr er- 

teilen sollen? 

VIL 19. Abgeordneter Warum überläßt die Bundesregierung der 
Neumann (Stelle) CDU-Bundesgeschäftsstelle Klarstellungen 
oder Berichtigungen der „Panorama" -Sendung 
vom 28. März 1966, da doch ein Mitglied der 
Bundesregierung des Amtsmißbrauchs bezich- 
tigt worden ist? 
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VIL 20. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß Minister von Hassel 
Neumann (Stelle) selbst Kontakt mit den Vorgesetzten des ver- 
antwortlichen Redakteurs der „Panorama" - 
Redaktion aufgenommen hat mit dem Ziel, die 
Entlassung dieses Redakteurs zu erreichen? 


VIL 21. Abgeordneter Hat die Staatsanwaltschaft durch das Bundes- 
Kaffka verteidigungsministerium alle Möglichkeiten 

erhalten, in den gegenwärtigen Korriiptions- 
fällen frei und nach eigenem Ermessen im 
Bück auf Personen und Umfang zu ermitteln 
oder ist sie angewiesen auf die Berichte und 
Hinweise, die ihr von Ministerialrat Schnell 
übergeben werden? 


VII. 22. Abgeordneter tlat das Bundesverteidigungsministerium das 
Kaffka zur persönlichen Ausrüstung des Piloten er- 

forderliche Not-Sende- und Empfangsgerät an 
alle im Einsatz befindlichen Piloten ausgelie- 
fert? 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


VIII. 1. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


VIII. 2. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


VIII. 3. Abgeordneter 
Strohmayr 

VIII. 4. Abgeordnete 
Frau Freyh 


VIII. 5. Abgeordneter 
Kulawig 


VIII. 6. Abgeordneter 
Kulawig 


Weshalb erfolgt der Beginn von Straßenbau- 
arbeiten — z. B. jetzt des Zwischenausbaus 
der B 31 zwischen Engen und Stockach — so 
spät im Jahr, daß die erforderlichen Verkehrs- 
beschränkungen den Hauptverkehr im Som- 
mer treffen? 

Was will die Bundesregierung tun, damit 
Straßenbauarbeiten künftig unverzüglich nach 
der Frostperiode einsetzen? 

Wieviel Verkehrsunfälle werden Jährlich 
durch Wild verursacht? 

Wann ist im Bundesverkehrsministerium mit 
einer Entscheidung über das Projekt Ver- 
bindungsbahn Frankfurt zu rechnen? 

Gibt die Äußerung des Bundeskanzlers über 
die Als-ob-Tarife zugunsten der Saarwirt- 
schaft, daß bei einer Ablehnung dieser Tarife 
durch die Hohe Behörde und die EWG-Kom- 
mission die Bundesregierung Unterstützungs- 
tarife für die Saarwirtschaft verlangen werde, 
die Auffassung der Bundesregierung wieder, 
oder die Erklärung des Bundesverkehrsmini- 
sters vor dem Bundestag, wonach Unterstüt- 
zungstarife weder für die Bundesbahn noch 
für die Bundesregierung in Frage kommen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Hohe 
Behörde die gleiche Auffassung wie die EWG- 
Kommission vertritt, daß die Als-ob-Tarife ge- 
gen die einschlägigen Bestimmungen der Eu- 
ropäischen Verträge verstoßen? 
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Vlll. 7. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, eine gesetz- 

Prinz zu Sayn- liehe Verpflichtung für alle Führerscheiner- 

Wittgenstein- werber und später auch für Führerscheininha- 

Hohenstein ber zur Ausbildung in „Sofortmaßnahmen am 

Unfallort" einzuführen? 

VIII. 8 . Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, eine gesetz- 

Prinz zu Sayn- liehe Verpflichtung für Berufskraftfahrer und 

Wittgenstein- Führerscheininhaber zur Fahrgastbeförderung 

Hohenstein zur Ausbildung in „Erste Hilfe" einzuführen? 

VlII. 9. Abgeordneter Sind gesetzliche Maßnahmen vorgesehen, alle 

Prinz zu Sayn- Kraftfahrzeughalter zu verpflichten, ihre Kraft- 

Wittgenstein- fahrzeuge mit Kfz. -Verbandskästen auszurü- 

Hohenstein sten? 

VIII. 10. Abgeordneter Sind Verhandlungen mit welchen Zielsetzun- 

Prinz von Bayern gen und welchen bisherigen Ergebnissen zwi- 
schen der Bundesregierung, dem Freistaat Bay- 
ern und der Landeshauptstadt München im 
Gange über die Errichtung eines neuen Flug- 
hafens für München bis zu den Olympischen 
Spielen 1972? 

VIII. 11. Abgeordneter Wie lange gedenkt die Bundesregierung es 

Dröscher hinzunehmen, daß die Bundesbahn einstim- 

mig gefaßte Beschlüsse des Deutschen Bundes- 
tages, wie im Falle des Bahnhofs Bingerbrück, 
nicht beachtet oder aber mindestens nicht mit 
der gebührenden Eile durchzuführen bemüht 
ist? 

VIII. 12. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Technische Uberwachungs- 

Dr. Tambl^ verein die Gebühren für die Prüfung von 

Kraftfahrzeugen und von überwachungsbe- 
dürftigen Anlagen um durchschnittlich 20 Pro- 
zent erhöhen will? 

VIII. 13. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die in Fra- 

Dr. Tambl^ ge VIII/ 12 erwähnten Erhöhungsanträge ge- 

nehmigen? 

VIII. 14. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob und ge- 
Seibert gebenenfalls in welchem Ausmaße die Wirt- 

schaftsergebnisse auf den Nebenbahnstrek- 
ken der Deutschen Bundesbahn in letzter Zeit 
durch eine Konzentration der Verkehrsbe- 
dienung verbessert werden konnten? 

VIII. 15. Abgeordneter Ist sichergestellt, daß vor der weiteren An- 
Seibert Ordnung von noch Ende 1964 von der Bundes- 

regierung ursprünglich ausdrücklich mißbillig- 
ten globalen Streckenstillegungen zunächst 
einmal von der Deutschen Bundesbahn über- 
prüft wird, wie sich eine solche Konzentration 
der Verkehrsbedienung allgemein auf den 
Nebenbahnen auswirken würde? 
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VIII. 16. Abgeordneter Wie lassen sich die von der Deutschen Bun- 
Seibert desbahn vorgesehenen globalen Streckenstill- 

legungen mit der Erklärung des Bundesver- 
bandes Deutscher Eisenbahnen in Einklang 
bringen, daß die Privatbahnen ohne weiteres 
in der Lage seien, solche Strecken unter ver- 
einfachten Bedingungen weiterzuführen? 


VIII. 17, Abgeordneter In welchem Umfange mußte die Deutsche 
Haar (Stuttgart) Bundesbahn 1965 und inwieweit muß sie 1966 
ihr Investitionsprogramm auf Grund nicht er- 
hältlicher Kapitalmarktmittel gegenüber dem 
betriebsbedingt erforderlichen Ausmaß kür- 
zen? 


VIII. 18. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der Meinung zu, 
Haar (Stuttgart) daß eine Besserung der Kapitalmarktsituation 
allenfalls die Erwartung zuläßt, in abseh- 
barer Zeit das reguläre Investitionsprogramm 
annähernd vollständig finanzieren zu können? 


VIII. 19. Abgeordneter Hat die Bundesregierung und gegebenenfalls 
Tönjes mit welchem Ergebnis überprüft, in welchem 

Verhältnis die Herstellungs- bzw. Selbstkosten 
von Reparaturen und Neufertigung im Rah- 
men der Regiearbeit der Deutschen Bundes- 
bahn zu den Preisen fremdbezogener Anlagen 
und den Kosten für von Dritten ausgeführten 
Reparaturen stehen? 


VIII. 20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf die Deut- 
Tönjes sehe Bundesbahn hinziiwirken, daß sie im 

Interesse einer erhöhten Wirtschaftlichkeit 
und Entlastung des Bundeshaushaltes bei 
kostenmäßiger Überlegenheit von Regietä- 
tigkeiten die darin liegenden Möglichkeiten 
verstärkt ausnutzt? 


VIII. 21. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Dr. Marx ergriffen, um die bereits in der Fragestunde 

(Kaiserslautern) vom 10. März 1966 behandelten Tatsachen 
endgültig zu eliminieren, wonach verschie- 
dentlich Bundesbahnbusse und die Deutsche 
Bundesbahn auf übereinstimmenden Strecken 
nicht mit der gleichen Fahrkarte benutzt wer- 
den können und sich daraus unzumutbare fi- 
nanzielle Mehrbelastungen, vor allem für 
Schichtarbeiter, ergeben? 


VIII. 22. Abgeordneter Was geschieht von seiten der Bundesregie- 
Schmitt- rung, damit die konzernfreien Mineralölge- 

Vockenhausen Seilschaften bei der Verteilung der Tankstel- 
len an Bundesautobahnen nicht benachteiligt 
werden? 
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IX. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

IX. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die wachsende Kritik 
Dr. Aigner in weiten Teilen des bayerischen Ostens über 

die schlechten Möglichkeiten des Empfangs 
von Rundfunk- und Fernsehsendungen be- 
kannt? 

IX. 2, Abgeordneter Ist die Bundesregierung gewillt, in Zukunft 

Dr, Aigner in ihre weiteren Ausbaupläne forciert regio- 

nalpolitische Überlegungen mit einzubeziehen? 

IX. 3. Abgeordneter Bis wann ist mit der vollen rundfunktechni- 
Dr. Aigner sehen Sendeversorgung (2. und 3. Programm) 

des Juragebietes insbesondere des Landkrei- 
ses Beilngries zu rechnen? 

IX. 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die beabsich- 
Sänger tigte Erhöhung der Postgebühren für den 

Vertrieb der Wochenzeitungen und Zeitschrif- 
ten (politische, Fach- und kirchliche Presse) 
für ein Jahr aufzuschieben, damit in dieser 
Zeit ein Sondertarif erarbeitet werden kann, 
der die besonderen Verhältnisse berücksich- 
tigt, die für diesen Teil des Pressewesens in 
der Bundesrepublik vorhanden sind? 

Ist OS richtig, daß in Büttelborn bei Darmstadt 
eine Bundesautobahntanksteile seit einer 
Reihe von Monaten in Betrieb ist, die immer 
noch nicht über einen Telefonanschluß ver- 
fügt, so daß es bei einer Beraubung und bei 
Unfällen nicht möglich war, schnellstens die 
Polizei und das Rote Kreuz zu verständigen? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 

Welche Mehrbelastungen ergeben sich für den 
Wissenschaftshaushalt der Bundesrepublik 
durch die Erhöhung des deutschen ELDO- 
Anteils von 22 auf 27 Prozent? 

X. 2. Abgeordneter Besteht die Gefahr, daß vorgesehene Projekte 
Kubitza des Hochschulbaus, der wissenschaftlichen For- 

schung oder sonstige kulturelle Förderungs- 
maßnahmen durch die in Frage X/1 erwähnte 
Mehrbelastung auf Dauer beeinträchtigt wer- 
den? 

Ist sichergestellt, daß — wie im Falle Gioß- 
britanniens — bei einer weiteren Verschlech- 
terung unserer Haushaltstage auch unser 
ELDO-Anteil reduziert werden kann? 


X 1. Abgeordneter 
Kubitza 


IX. 5. Abgeordneter 

Sebmitt- 

Vockenhausen 


X. 3. Abgeordneter 

Kubitza 
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X. 4. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Grün- 
Dr. Lohmar de, die die britische Regierung zu ihren Vor- 

behalten gegenüber der weiteren Entwicklung 
der Europarakete bewogen haben? 

X. 5. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Lohmar rung, um eine Zusammenarbeit der westeuro- 

päischen Staaten im Rahmen der ELDO für die 
Zukunft zu sichern? 

X. 6. Abgeordneter Ist es zu befürchten, daß die wirtschaftliche 

Dröscher Wettbewerbslage der deutschen Industrie in 

absehbarer Zeit dadurch verschlechtert werden 
kann, daß die deutschen Kernenergieanlagen 
fast völlig von der Einfuhr von Uranerzen 
abhängig sind, nachdem weitgehend auf ein 
Prospektierungsprogramm zur Suche von aus- 
reichenden Vorkommen auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik verzichtet worden ist? 

X. 7. Abgeordneter Treffen Behauptungen zu, daß die Bundes- 
DrÖscher republik durch die Ausrichtung der Entwick- 

iungsreaktoren auf angereicherten Uranbrenn- 
stoff infolge der damit verbundenen Liefer- 
auflagen der Amerikaner, von denen solcher 
Brennstoff nur bezogen werden kann, ver- 
pflichtet ist, ständig Einblick in alle möglichen 
Reaktorkonstruktionen gewähren zu müssen, 
während andere europäische Länder dieser 
totalen Abhängigkeit durch das Ausweichen 
auf Natururan entgangen sind? 


XL Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 

XL 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die neu- 
Ott erbaute Kinderklinik in Augsburg ganz außer- 

ordentlich unter dem Fluglärm zu leiden hat 
und daß dadurch erhebliche Schwierigkeiten 
in der Wiederherstellung der Gesundheit der 
in dieser Klinik untergebrachten Kinder be- 
stehen? 

XI 2. Abgeordneter Stimmt es, daß zur Zeit auf dem deutschen 

Zebisch Obst- und Gemüsemarkt Äpfel aus vorjähri- 

gen Beständen der amerikanischen und italie- 
nischen Ernte angeboten werden, die nadi- 
weisbar mit Diphenylamin chemisch behan- 
delt worden sind? 

XL 3. Abgeordneter Ist es richtig, daß die in Frage XI/2 erwähn- 
Zebisch ten Äpfel undeklariert auf dem Markt Ange- 

boten werden? 

XL 4. Abgeordneter Welche gesundheitsschädigenden Folgen ha- 
Zebisch ben die Rückstände von Diphenylamin bzw. 

welche Forschungsergebnisse liegen hier vor? 
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XI. 5. Abgeordnete Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Frau Freyh rung, um Autofahrer unmittelbar über Medi- 

kamente zu informieren, die die Aufmerk- 
samkeit und Konzentrationsfähigkeit am 
Steuer beeinträchtigen? 


XII. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


XII. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick 
Dr. Rutschke auf die angespannte Arbeitsmarktlage auch für 

den öffentlichen Dienst eine Änderung der 
beamtenrechtlichen Versorgungsbestimmun- 
gen für Kriegerwitwen herbeizuführen, wenn 
diese Kriegerwitwen im öffentlichen Dienst 
tätig sind und deshalb auf ihre gesamten Ver- 
sorgungsbezüge als Beamtenwitwen solange 
verzichten müssen, wie sie selbst im öffent- 
lichen Dienst tätig sind? 


XII. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Dr. Rutschke es im Hinblick auf den Personalmangel im 

öffentlichen Dienst sehr zweckmäßig ist, den 
in Frage XII/1 genannten Beamtenwitwen bei 
einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst die Ver- 
sorgungsbezüge vorzuenthalten, während die.' 
Versorgungsbezüge dann bezahlt werden, 
wenn diese Beamtenwitwen im gleichen Um- 
fange Einkünfte durch Berufstätigkeit erzielen, 
die außerhalb des öffentlichen Dienstes er- 
folgt? 


XIIL Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


XIII. 1. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Berlin) 


Besteht ein Widerspruch zu der vom ßundes- 
finanzminister in der 25. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 3. März 1966 (Erste 
Beratung des Bundeshaushalts 1966) für die 
Ist-Ausgaben des Bundes 1965 genannten Zahl 
von 65,8 Milliarden DM und der der Ver- 
öffentlichung desselben Ministers „Die Bun- 
desfinanzen im Rechnungsjahr 1965“ vom 
26. Mai zu entnehmenden Zahl von 66,3 Milli- 
arden DM? 


XIIL 2. Abgeordneter Ist es richtig, daß — wie in einer Fernseh- 
Mick Sendung „Monitor“ behauptet wurde — die 

Wiedergutmachungsangelegenheit des Ernst 
Niekisch vom Land Berlin mit großer Lang- 
samkeit bearbeitet worden ist und etwa 8000 
Fälle mit Begründung abgewiesen worden 
sind, daß Entschädigungen nur dazu benützt 
würden, die kommunistische Partei zu unter- 
stützen, ohne daß dabei der geringste Beweis 
' erbracht wurde? 
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XIII. 3. Abgeordneter 

Mick 


XIII. 4. Abgeordneter 

Mick 


XIII. 5. Abgeordneter 

Krammig 


XIII. 6. Abgeordneter 
Krammig 


XIII. 7. Abgeordneter 
Krammig 


XIII. 8. Abgeordneter 

Brück (Holz) 


XIII. 9. Abgeordneter 

Wendt 


XIII. 10. Abgeordneter 

Wendt 


XIIL 11. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


XIII. 12. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


Ist es richtig, daß die in Frage Xin/2 erwähnte 
Begründung auch vom Bundesgerichtshof ge- 
genüber Ernst Niekisch für die Versagung 
einer Entschädigung gegeben wurde? 

Ist es richtig, daß die Urteile der Gerichte aller 
Instanzen in der in Frage Xin/2 erwähnten 
Wiedergutmachungsangelegenheit gegen Ernst 
Niekisch gegen Artikel 5 und 9 des Grund- 
gesetzes verstoßen? 

Da § 27 Zollgesetz nur für Waren, die zum 
ersten Ausrüsten von Schiffen oder Luftfahr- 
zeugen verwendet werden, die Ermäßigung 
des Zollsatzes oder Zollfreiheit gewährt, frage 
ich den Bundesfinanzminister, wie die Zoll- 
verwaltung die Einhaltung der nur auf die 
Erstausrüstung beschränkten Begünstigung 
überwacht? 

Sind Verstöße gegen die in Frage XIII/5 er- 
wähnte Bestimmung des § 27 Zollgesetz fest- 
gestellt worden? 

Wäre es nicht, um Mißbräuchen vorzubeugen, 
angebracht, z. B. auf der Schiffsbedarfsliste 
eine Erklärung des Schiffsführers zu fordern, 
wonach keine Ausrüstungswaren im Zollaus- 
land angeschafft worden sind? 

Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
deutsche Entwicklungshelfer auf Grund ihrer 
beschränkten Steuerpflicht keine prämienbe- 
günstigten Sparverträge abschließen können? 

Auf welche Weise sollen angesichts der 
schwierigen Lage des Kapitalmarktes und des 
Haushaltes die der Deutschen Bundesbahn 
in Aussicht gestellten Investitionshilfen zur 
Finanzierung eines Sonderinvestitionspro- 
gramms in absehbarer Zeit aufgebracht wer- 
den? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die seit 1962 
eingeführte und 1965 nur noch etwa zur Hälfte 
auf dem Kapitalmarkt realisierbare Kapital- 
aufstockungsanleihe von 500 Millionen DM 
jährlich in „ Sonderinvestitionshilfe'' umzube- 
nennen? 

Billigt die Bundesregierung, daß Bundesbür- 
gern bei der Rückkehr aus Ostberlin durch 
den Zoll in Berlin (West) selbst kleine im 
Sowjetsektor gekaufte Mitbringsel — z. B. 
eine Schallplatte mit klassischer Musik — 
beschlagnahmt werden? 

Sollten Bestimmungen, die zusätzlich zu der 
in Frage XIII/11 erwähnten Beschlagnahme 
auch noch Bußgeldverfahren vorschreiben, 
nicht unverzüglich aufgehoben werden? 
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XIV. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


XIV. 1. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, der von der 
Dr. Arndt deutschen Stahlindustrie geplanten Gründung 

(Berlin) von vier Verkaufskontoren bei der genehmi- 

genden Stelle • — der Hohen Behörde der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl in 
Luxemburg — entgegenzuwirken? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß zwischen annähernd gleich entwickelten 
Industrienationen Gemeinschaftsproduktionen 
die für beide Seiten befriedigendste Form waf- 
fentechnischer Zusammenarbeit darstellen, vor 
allem in solchen Bereichen, in denen erheb- 
liche Entwicklungsarbeiten notwendig sind? 

XIV. 3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung insbesondere die 
Genscher Auffassung, daß Gemeinschaftsentwicklungen 

und Gemeinschaftsproduktionen im Gegen- 
satz zu reinen Verkäufen den Volkswirt- 
schaften der beteiligten Länder die Ergebnisse 
dieser Entwicklungen und die dabei gewonne- 
nen persönlichen Erfahrungen in sinnvollster 
Weise sichern? 

Wird die Bundesregierung die Vertragsab- 
schlüsse im Rahmen der Devisenabkommen 
davon abhängig machen, daß Gemeinschafts- 
produktionen oder Lizenz- und know-how- 
Ubertragungen und die Ausbildung junger 
technischer Wissenschaftler in den beteiligten 
Instituten und industriellen Forschungsein- 
richtungen vereinbart werden? 


XV. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


XV. 1. Abgeordneter Wie vereinbaren sich die Maßnahmen der 

Glüsing Bundesregierung zum Schutze der Fischbe- 

(Dithmarschen) stände aufgrund der Nordostatlantischen Fi- 

schereikonvention mit der Schädigung der Be- 
stände, insbesondere an Jungfischen, durch 
reflexionsseismische Seemessungen? 

XV. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Auf- 

Glüsing läge des Deutschen Hydrographischen Insti- 

(Dithmarschen) tuts, die Fischerei bei den reflexionsseismi- 

schen Seemessungen nicht ungerechtfertigt zu 
behindern und möglichst nicht zu schädigen, 
oft nicht beachtet und ihre Innehaltung nicht 
genügend überwacht wird? 


XIV. 4. Abgeordneter 
Genscher 


XIV. 2. Abgeordneter 

Genscher 
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XV. 3. Abgeordneter 
Glüsing 
(Dithmarschen) 


XV. 4. Abgeordneter 
Leukert 


XV. 5. Abgeordneter 
Leukert 


XV. 6- Abgeordneter 
Strohmayr 


XV. 7. Abgeordneter 

Strohmayr 


XV. 8. Abgeordneter 
Bauer 

(Wasserburg) 


XV. 9. Abgeordneter 

Bauer 

(Wasserburg) 


XV. 10. Abgeordneter 
Bauer 

(Wasserburg) 


Welche Maßnahmen trifft die Bundesregie- 
rung, um den Umfang der Fischereischäden, 
die durch reflexionsseismische Seemessungen 
entstehen, festzustellen und die ölgesellschaf- 
ten, die diese Messungen durchführen, zu ver- 
anlassen, die betroffenen Fischer zu entschä- 
digen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, die 
Staatssekretär Hüttebräuker auf der Tagung 
der Deutschen Gruppe der liberalen Welt- 
union in Baden-Baden vertreten hat, daß „Ar- 
beiteraristokraten", die abends ihre kleine 
Nebenerwerbstelle bebauen, die Ausweitung 
des Produktionsvolumens in aufzustockenden 
Betrieben verhindern? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Arbeitnehmer mit kleinem landwirtschaftli- 
chen Grundbesitz das Land aufzugeben haben, 
obzwar nach den Vorstellungen der Bundes- 
regierung die Eigentumsbildung auch für Ar- 
beitnehmer anzustreben ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, für die Schaf- 
fung eines Entschädigungsfonds für Unfall- 
schäden einzutreten, die durch Wild verur- 
sacht wurden? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
das Risiko der durch Wild verursachten Un- 
fälle nicht dem Kraftfahrer aufgebürdet wer- 
den sollte, sondern vor allem Sache des In- 
habers der Jagdhoheit, also des Staates sein 
müßte? 

Ist sich das Bundesernährungsministerium der 
Vielzahl der Probleme bewußt, die sich für die 
deutsche Land- und Ernährungswirtschaft aus 
dem erheblichen Preisbruch, insbesondere hin- 
sichtlich der Behandlung der am 30. Juni 1967 
vorhandenen Lagerbestände an Getreide und 
Getreideverarbeitungserzeugnissen ergeben? 

Ist dem Bundesernährungsministerium be- 
kannt, daß in der Brauwirtschaft jeweils be- 
reits im Sommer Abschlüsse in Braumalz über 
einen Zeitraum von 12 bis 15 Monaten getätigt 
werden und für die Vermälzung bis Oktober, 
d. h. bis zur Erreichung der Keimfähigkeit der 
neuen Gerste, nur alterntige Braugerste Ver- 
wendung finden kann? 

Welche Maßnahmen hat das Bundesernäh- 
rungsministerium ergriffen, um spätestens bis 
zum Beginn der Ernte 1966, d. h. bis Mitte 
Juli d. J., den beteiligten Wirtschaftskreisen 
Klarheit über die zu erwartende Regelung zu 
verschaffen und um damit dem deutschen 
Braugerstenmarkt die auf ihm lastende Un- 
sicherheit zu nehmen, die den Abfluß der deut- 
schen Braugerste zu behindern droht? 
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XV. 11. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


Entspricht es den Vorstellungen der Bundes- 
regierung, wenn die Förderung der Anlage 
von Naturparken durch öffentliche Mittel 
— - insbesondere Bundesrnittel — als Begleit- 
erscheinung zur Folge hat, daß Bau- und 
Bodenspekulationen mit dem Hinweis auf die 
Grundstückslage im Bereich der Naturparke 
betrieben werden? 


XV. 12. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


Besteht die Möglichkeit, diejenigen, die speku- 
lative Vorteile aus mit öffentlichen Mitteln 
geförderten Naturparken haben, zu einem fi- 
nanziellen Beitrag zur Gründung, Ausgestal- 
tung und Unterhaltung der Naturparke heran- 
zuziehen? 


XV 13. Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


XV. 14. Abgeordneter 
Logemann 


XV. 15. Abgeordneter 

Logemann 


XV. 16- Abgeordneter 

Logemann 


XV. 17. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Gellersen) 


Befindet sich der Vertreter des Bundesernäh- 
rungsministeriums, der anläßlich der Jahres-* 
Versammlung des Vereins Naturpark Südeifel 
erklärte, daß 100 Millionen DM für die Natur- 
parke notwendig seien, aber jährlich nur 
7 Millionen DM für diesen Zweck gegeben 
würden, in Übereinstimmung mit den politi- 
schen Vorstellungen der Bundesregierung? 


Ist die Bundesregierung bereit, zur Bekämp- 
fung der Maul- und Klauenseuche der Schwei- 
ne und der Schweinepest neuerforschte Impf- 
stoffe, wie z. B. Gewebekulturvirus-Saponin- 
vaccine gegen MKS der Schweine und Suiferin 
gegen Schweinepest, die in anderen EWG- 
Ländern Verwendung finden, auch für die 
Bundesrepublik zuzulassen? 

Sind die in Frage XV/14 genannten Mittel 
aufgrund der schon in der Bundesrepublik da- 
mit durchgeführten erfolgreichen Großversudie 
für periodische Schutzimpfungen auch bei 
Schweinen, wie sie bei Rindern bereits durch- 
geführt werden, geeignet? 


Ist die Bundesregierung bereit, auf die Län- 
der dahin gehend einzuwirken, daß Entschädi- 
gungszahlungen an die Tierhalter bei der Keu- 
lung von Rindern und Schweinen innerhalb 
von vier Wochen erfolgen und nicht, wie nie- 
dersächsische Erfahrungen zeigen, oftmals erst 
nach vier bis fünf Monaten? 

Trifft es zu, daß Schädlingsbekämpfungsmit- 
tel, so vor allem Fungizide und Herbizide be- 
kannter deutscher Hersteller in benachbarten 
EWG-Ländern, z. B. in Holland und Frank- 
reich, zu einem Bruchteil des Preises verkauft 
werden, den die deutschen Landwirte bezahlen 
müssen? 


Bonn, den 16. Juni 1966 
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